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Der Ruin Preußens. 


Motto: Die ich rief, die Geiſter, werd' ich nun nicht los. 
Göthe: Der Zauberlehrling. 


Preußen befindet ſich gegenwärtig in einer Kriſis, welche nicht 
bloß ſeine Großmachtſtellung, ſondern ſogar ſeine Exiſtenz be— 
droht. Preußen nimmt zwar nur eine künſtliche Großmacht— 
ſtellung ein und iſt nur groß geworden durch die Thatkraft 
ſeiner erhabenen Fürſten. Aber Preußen könnte noch größer 
und ſtärker in Europa daſtehen, wenn es ſeit dem Tode ſeines 
größten Königs ein einziges Mal verjtanden hätte, den richti— 
gen Moment zu ergreifen, wenn es nicht althergebrachte 
Regierungsmaxime zu ſein ſchiene, bei wichtigen Entſcheidungen 
von mehreren Eventualitäten jedesmal die denkbar unglücklichſte 
zu wählen! Bisher hat ein glücklicher Stern noch immer dieſe 
herrliche Monarchie von dem anſcheinend unvermeidlichen Un— 
tergang gerettet; wird das aber immer ſo bleiben? 

Es iſt zwar immerhin bedenklich, von Vergangenem auf 
Gegenwärtiges und gar auch Zukünftiges zu ſchließen, da die 
Menſchen bekanntlich aus der Geſchichte nichts lernen. Gleich— 
wohl iſt es nicht ohne Intereſſe, in unſerer gegenwärtigen ſo 
überaus wichtigen Kriſis auf die früheren Kriſen unſeres 
Staats hinzuweiſen. Wer dann lernen will, der kann es we— 
nigſtens! 

Eine der traurigſten Epiſoden der früheren Politik war 
die der Jahre 1795— 1806, welche unerachtet der liebenswür— 
digen Perſönlichkeit des damaligen Herrſcherpaares unſer Vater— 
land in die furchtbare Kataſtrophe von Jena und Tilſit ſtürzte. 
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Die von ihrem Volk mit Recht ſo hoch verehrte Königin 
Louiſe war eine ſehr geiſtvolle Frau, aber die Geiſtreichheit 
war bei ihr nicht Methode; ſie war leutſelig, aber nicht auf 
Popularität erpicht wie eine Schauſpielerin; ſie war freiſinnig, 
aber ſie coquettirte nicht mit dem Liberalismus ohne es ernſt⸗ 
lich mit ihm zu meinen; ſie liebte nicht die Intrigue und 
miſchte ſich nicht in die Politik; ſie verachtete die Hoffarth 
und den leeren Prunk; ſie war eine echte Königin. Friedrich 
Wilhelm III. war ein Mann von edlem Herzen, geradem, ehr- 
lichem, ſchlichtem Sinne, obwohl eben nicht beſonders begabt 
und, wenn auch eigenſinnig genug, doch ohne eigentliche Energie. 
Er war unfähig, einen feſten Entſchluß zu faſſen und an dem 
auch noch ſo beſtimmt Erkannten Schwierigkeiten gegenüber feſt⸗ 
zuhalten. Jede Entſchiedenheit erſchreckte ſein ängſtliches Gemüth. 
„Wir müſſen calmiren“ war ſein beſtändiger Wahlſpruch; und 
Preußen wäre dabei richtig zu Grunde „calmirt“ worden 
ohne York, der allein den Staat rettete. Dabei verließ 
eine bis zur Gränze des Kleinlichen gehende Soldaten— 
ſpielerei dieſen Monarchen keineswegs mit den Knabenjahren, 
ſondern begleitete ihn bis in's hohe Greiſenalter hinein. Aber, 
wie der Einzug in Paris zeigt, nur der Parade- nicht der 
Feldſoldat war ſein Spielzeug. Die „Grasteufels“ Friedrich 
des Großen widerten ihn an. Eine Aenderung an den Knö— 
pfen der Armeeuniform war damals etwas viel Wichtigeres, 
als ein Geſetz über Steuerreform. Lappalien letzterer Art 
überließ man den Miniſtern, die unter Friedrich Wilhelm III. 
thun konnten, was ſie wollten. Und das haben ſie denn auch 
gethan, aber jeder etwas anderes, und keiner zur rechten Zeit 
das Richtige. So ging denn 1805 die günſtige Gelegenheit 
vorüber, ſich aus der bisherigen Miſere herauszureißen und 
durch kräftige Parteinahme für Oeſterreich eigenen Ruhm und 
Größe einzuernten. Die Italieniſchen Angelegenheiten gingen 
ja Preußen nichts an; dieſes machte derweile moraliſche Er- 
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oberungen in Deutſchland. 1813 wurde zwar der günſtige 
Moment zum Schlagen dem Könige octroyirt; deſto unver— 
zeihlicher ließ man aber den Moment der Unterhandlungen 
verſtreichen; wurde daher auch bei Vertheilung der Beute ge— 
hörig über's Ohr gehauen, wußte mit Deutſchland, dem Deutſch— 
land von 1813— 1815! nichts anders anzufangen, als zuzuſehen, 
wie das große befreite Vaterland in Metternich's ſaubere 
Hände geſpielt wurde. 

Später ſuchte man ſich denn durch ein wenig Coquettiren 
mit Liberalismus am Bundestage zu revanchiren; erreichte da— 
durch aber natürlich doch keine Sympathie bei der Nation, 
verlor aber den Einfluß bei den Cabinetten und erhielt von 
Oeſtreich wie gewöhnlich für kleine diplomatiſche Schachzüge 
große nachdrückliche Schlappen! Dieſes anmuthige Stück hat 
denn mit mehr oder weniger Variationen bis zur Julirevolu— 
tion, während welcher die Preußiſche Regierungspreſſe ihre 
andächtigen und wißbegierigen Leſer von Schmetterlingen unter— 
hielt, und bis 1848 gedauert. Wiederum durch Metternich's 
Sturz war Preußen die Gelegenheit, eine große Politik zu treiben, 
entgegengetragen; die deutſche Kaiſerkrone, ſagte man damals, 
habe auf dem Schloßplatz zu Berlin gelegen; aber es kam 
— der 19. März! Als man ſich endlich wieder aufgerafft 
hatte, ja ſogar Anderen zu helfen in der Lage war, trat man 
die glorreiche Reiſe von Erfurt nach Olmütz an. 

Dieſer folgte dann die Periode der Conceſſionsentziehungen 
und Preßgquälereien, der kleinlichen Polizeireaction ohne poſi— 
tive Thaten und Gedanken mit alleiniger Ausnahme der Schö— 
pfung des Herrenhauſes. Man mag dieſe That loben oder 
tadeln, aber es war wirklich eine That und alſo ſchon der 
Seltenheit wegen anerkennenswerth. Der Eintritt der Man— 
teuffel'ſchen Reactionsperiode war übrigens etwas ganz Natur— 
gemäßes, nämlich der Rückſchlag auf die Revolution, eine in 
dem bisher ſtreng monarchiſchen Preußen ganz ungewohnte 
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Erſcheinung. Eben fo natürlich war es, daß, nachdem durch 
Octroyirung des Dreiklaſſengeſetzes die Demokratie von der 
parlamentariſchen Arena verdrängt war, ſich die wiedererſtarkende 
büreaukratiſche Reaction nunmehr auch gegen den ſogenannten 
zahmen Liberalismus wandte. Denn beide Parteien ſind 
ja garnicht ſpezifiſch von einander verſchieden, beide 
wollen daſſelbe, nur die Demokraten bewußter, 
ehrlicher und energiſcher. Die verworrenen Heuchler 
und Schwächlinge haben daher kein Recht, den Ehrlichen und _ 
Starken Vorwürfe zu machen. Aus der Bekämpfung des par» 
lamentariſchen Liberalismus an ſich wäre dem Manteuffel'ſchen 
Miniſterium vom monarchiſchen Standpunkt kein Vorwurf zu 
zu machen geweſen, wohl aber aus der Art der Bekämpfung. 

Bei Eintritt der Regentſchaft war man nun berech— 
tigt, eine große reſtaurative und wahrhaft conſervative Politik 
zu erwarten. Das ſchien die heroiſche Erſcheinung des ritter— 
lichen Regenten, jo wie deſſen bekannte mehrfache Aeußerun— 
gen über die bisherige ſchwächliche und kleinliche Regierung 
zu verſprechen. Das deutete auch die bekannte Anſprache an 
das Staatsminiſterium vom November 1858 an. Aber dazu 
hätte es anderer Perſönlichkeiten zur Ausführung bedurft, als 
die Träger der „neuen Aera“ waren. Von dieſen waren drei 
ſchon 1848 einige Wochen Miniſter geweſen, hatten ihre gänz⸗ 
liche Unfähigkeit ſchon längſt bewieſen und nur durch eine 
ziemlich wohlfeile Kammeroppoſition ſich wieder einigermaßen 
zu habilitiren geſucht. Drei andere waren dadurch populär 
geworden, daß perſönliche Empfindlichkeit ſie zu Feinden des 
Herrn v. Manteuffel gemacht hatte. Vollends aber der Mit⸗ 
eintritt zweier Hauptträger der Polizeireaction, und aus wel- 
chen Motiven! Jedes Kind weiß in Berlin, daß Herr v. d. 
Heydt, welcher das Manteuffel'ſche Miniſterium geſprengt 
hatte, lediglich wegen ſeiner pecuniären Geſchäftsbeziehungen 
zu Herrn v. Auerswald mit übernommen werden mußte, und 
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ebenſo daß Herr Simons nur als Schwager des Herrn v. d. 
Heydt bleiben konnte. Von einem Miniſterium aus ſolchen 
Perſönlichkeiten und aus ſolchen Motiven zuſammengeſetzt, 
konnte man doch unmöglich etwas Großes erwarten, kann ſich 
vielmehr nur wundern, daß es ſich mit Ach und Weh ſo lange 
hingeſchleppt hat. Wenn daher Herr v. Auerswald nach Ueber— 
nahme der Central-Preßſtelle erklärte, die neue Aera bedürfe 
hinfort keiner beſoldeten Unterſtützung in der Preſſe, ihre 
Thaten würden für ſie ſprechen, ſo weiß man nicht, ob man 
dieſe Selbſtironie für mehr grauſam oder mehr lächerlich hal— 
ten ſoll. Denn die Thaten der neuen Aera ſprachen bald ſo 
kläglich, daß unter andern das Organ des Miniſteriums zum 
Kinderſpott wurde. 

Woher nun aber doch der Jubel, welcher mit Ausnahme 
der „Feudalen“ die neue Aera ſo laut und einſtimmig be— 
grüßte? Erſtens weil viele Leute ſanguiniſch genug ſind, von 
jeder Veränderung auch immer eine Verbeſſerung zu erwarten. 
Zweitens hieß es: Manteuffel iſt weg, damit iſt ſchon etwas 
gewonnen. Daß v. d. Heydt blieb, darin etwas zu arg— 
wöhnen, das fiel den guten Leutchen nicht ein. Drittens iſt 
unſer Preußiſches Volk ſo monarchiſch geſinnt, von jedem 
neuen Regenten immer etwas Gutes zu hoffen, wozu wir von 
unſern Hohenzollern auch allen Grund haben. Das Vierte 
und Weſentlichſte aber iſt dies: Unſere Regenten pflegten bis- 
her, immer oder doch meiſtens, eine perſönliche Politik zu. 
treiben. Nun aber berief der neue Regent zum Theil bisher 
als „liberal“ bekannte Männer in ſeinen Rath; nun, dachte 
man, muß es irgend etwas „Freiſinniges“ geben. Das war 
bis her unerhört. Denn ſonſt galt es als ſelbſtverſtändlich, 
daß der Liberalismus bei Hofe mißliebig ſei. Zwar hatte 
ſchon der Sommer 1848 liberale Miniſter geſehen; aber dieſe 
waren nur von der Revolution empor getragen und ſelbſtredend 
auch mit dieſer ſpurlos und kläglich wieder verſchwunden. Nun 
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aber wurden Liberale ohne äußere Veranlaſſung ins 
Miniſterium berufen; folglich, ſchloß man, muß der Libera- - 
lismus die perſönliche Ueberzeugung des neuen Regenten ſein; 
folglich wird die Ausübung dieſes Prinzips in voller, energiſcher 
Conſequenz in Preußen fortan herrſchend ſein. Daher der 
Jubel der Liberalen aller Schattirungen, der ſchwächlichen und 
halben voran und der energiſchen und ſtarken hinterher! 
Dieſe Reihenfolge ergiebt ſich von ſelbſt, aber auch ebenſo, 
daß der Energiſche den Schwächling bald überflügeln muß. 
Daher trat die lächerlicher Weiſe von Manchen für todt, von 
Andern für „gebeſſert“ gehaltene Demokratie, zuerſt nur ver⸗ 
einzelt, bald aber compacter auf. Sie hielt ſich dazu für be- 
rechtigt, ja vielleicht für gerufen. Zwar verlautete hier und 
da von Aeußerungen des Regenten, als ſei er mißverſtanden 
worden; aber dies Mißverſtändniß konnte doch nur durch die 
Wahl der betreffenden Perſönlichkeiten entſtanden ſein. Dieſe 
blieben aber! | 

Den jämmerlichen Verlauf der neuen Nera im Einzelnen 
zu recapituliren liegt außerhalb der Beſtimmung dieſer Zeilen. 
Das iſt ja uns Allen noch in zu friſchem Gedächtniß. Den 
erſten Winter die gemüthliche Vertrauensſeligkeit, wegen wel⸗ 
cher nichts geſchah. Dann die glorreiche Mobilmachung, die 
dem Lande 30 Millionen koſtete und nichts nützte, zu wenig 
that, um Oeſtreich zu helfen und die Preußiſche Großmachts— 
ſtellung nicht empfindlich zu compromittiren, ganz à la 1805, 
aber zu viel, um nicht Napoleons Argwohn zu erregen! Dann 
mit Herrn v. Roon der bewußte „Keil in's Miniſterium“ — 
als ob nicht ſchon ein ganz gehöriger Keil von Anfang an 
darin geweſen wäre. Dann die Militärvorlage in zweimali⸗ 
gem Proviſorium! Ueberall im Miniſterium dieſelbe Schwäche 
und Halbheit, überall das Beſtreben, nach oben hin, je nach⸗ 
dem ganz, zwei Drittel oder doch wenigſtens halb conſervativ 
zu thun und nach unten hin eine Art Freiſinnigkeit zur Schau 


9 


zu tragen, um zu verſuchen, die mattliberalen Maßregeln, die 
man nicht offen verfechten durfte, hinterrücks einzuſchmuggeln. 
Jämmerlich durch und durch! Der Jubel, der die neue Aera 
begrüßt hatte, verſtummte daher ſehr bald, und Verſtimmung 
und Unzufriedenheit zeigte ſich da, wo man anfänglich geglaubt 
hatte, hoffen zu dürfen. Da kam die Wahl Waldeck's in 
Bielefeld und Schulze's⸗Delitzſch in Berlin! Das waren Er— 
eigniſſe! Man ſtutzte. Was, hieß es, dieſe Demokraten wollen 
auch ſchon wieder mitreden? Nun und warum denn nicht? Sie 
verlangen ja weiter gar nichts, als daß die libera⸗ 
len Phraſen zu Thaten werden! Wer alſo nicht Muth 
oder Luſt zur That hat, der ſollte ſich auch mit der Phraſe 
nicht einlaſſen! Man iſt ſonſt verſucht, entweder an ſeinem 
Verſtändniß oder an ſeiner Ehrlichkeit zu zweifeln. 

Inzwiſchen kamen die allgemeinen Wahlen heran, und 
es zeigte ſich eine ſo lebhafte Agitation und Rührigkeit auf 
allen Seiten, wie man ſie bisher in Preußen noch nicht ge— 
ſehen hatte. Der Miniſter des Innern erließ ein Wahlreſeript, 
welches freilich mit ſeiner eigenen abgeordentlichen Vergangen⸗ 
heit ein wenig im Widerſpruch ſtand — aber darauf kommt es 
einem Liberalen, wenn er Miniſter geworden iſt, nicht an — 
und welches zwar wohl geeignet war, der reactionairen Partei 
erheblichen Abbruch zu thun, dafür aber der Demokratie we— 
ſentlich zu nützen. Wir wiſſen zwar wohl, daß Graf Schwerin 
letzteres nicht gewollt hat, aber dafür iſt er ein Eigentlich⸗ 
Liberaler; und dieſe wiſſen nie, was ſie wollen, namentlich 
nicht, daß ſie unter allen Umſtänden nur und ganz allein für 
die Demokratie arbeiten. Die gute Sternzeitung vollends, 
dieſes reiche Organ der neuen Aera, kam auf den pfiffigen 
Einfall, das beſte Mittel, keine Demokraten zu bekommen, ſei 
das, keine Reactionäre zu wählen! Mit dieſem tiefdurchdach— 
ten und höchſt diplomatiſchen Plan gedachte das Blättchen 
zwei Fliegen mit einer Klappe zu ſchlagen, und ſeine Herren 
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und Meiſter, dieſe trefflichen Zauberlehrlinge, vor der Gefahr 
zu bewahren, „das ganze Haus erſaufen zu ſehen.“ Die 
Wähler waren aber der unerträglich ſchlaffen Politik „nur 
nicht drängeln“ müde und wählten eine ganz gehörige Reihe 
„Drängler.“ Jetzt kam das Regierungsblatt auf die ſelbſt 
bei ihm faſt unerhörte Tactloſigkeit und Einfalt, mit einer 
„Siſtirung der Reformpolitik“ zu drohen. Alſo man hatte 
nur geſpielt; man glaubte mit den Prinzipien umgehen zu 
können, wie ein Feldwebel mit ſeinen Rekruten: „Antreten, weg⸗ 
treten!“ Solche Feldwebelpolitik iſt immer mißlich; ſie iſt 
unmöglich in unſerem ernſt, ja ſtürmiſchbewegten Zeitalter. 
Und die Demokratie iſt gerade nicht dasjenige Prinzip, welches 
gutmüthig oder ſchwach genug wäre, mit ſich ſpielen zu laſſen. 
Sie läßt ſich bei Aufführung einer politiſchen Fiesko-Tragödie 
nicht als Mohr engagiren, welcher geht, nachdem er ſeine 
Schuldigkeit gethan hat. Ihre Lieblingsrolle iſt die des Ver⸗ 
rina, welcher mit dem Mantel auch den Herzog in den Ab⸗ 
grund ſtürzt! 

Um Weihnachten verlautete, daß nach dem Reſultat der 
Wahlen wegen der Vorlagen an die Kammern eine Miniſter— 
kriſis im Gange ſei. Eine ſolche Kriſis hätte ſchon eintreten 
müſſen, als Herr v. Roon ſeinen liberalen Collegen octroyirt 
und dieſen zugemuthet wurde, Vorlagen zu vertreten, welche 
mit ihren Grundſätzen ganz unvereinbar waren. Aber die 
Kriſis war damals nicht eingetreten, weil dieſe Herren es nicht 
verſtanden, mit Anſtand zu fallen, was man doch von jedem 
Schauſpieler, geſchweige denn von einem Miniſter verlangen 
kann. Die Kriſis wurde auch um Weihnachten beigelegt, in- 
dem die liberalen Herren v. Patow ꝛc. ſich ihre Kammervor⸗ 
lagen von Herrn v. d. Heydt reactionär amendiren ließen. 
Da nun bald darauf Herr v. Auerswald die Gefälligkeit hatte 
krank zu werden, ſo hielt nunmehr Herr v. d. Heydt die Zeit 
für gekommen, um längſt gehegte Pläne in's Werk zu ſetzen. 
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Diefer Staatsmann ift fo zu ſagen ein Unicum iu der 
neueſten Preußiſchen Geſchichte. Rheinländer und Kaufmann, 
kam er als ganz fremdes Element in die Altpreußiſche Büreau⸗ 
kratie hinein. Aber ſehr bald war er darin zu Hauſe. Seine 
Feinde, und er hat deren in Preußen eben ſo viele als es 
Urwähler giebt, geſtehen ihm gerne zu, daß er eine eminente 
adminiſtrative Befähigung beſitzt. Seine Energie und Arbeits- 
fähigkeit laſſen nichts zu wünſchen übrig. Sein Wahlſpruch 
iſt: dem Gerechten iſt kein Geſetz geben. Daß ſeine Rückſichts⸗ 
loſigkeit auch ſelbſt gegen ſeine Collegen keine Grenze kennt, 
dafür ſpricht unter andern der barſche Ton in ſeinem jüngſt 
jo berühmt gewordenen Schreiben an Herrn v. Roon. An 
politiſcher Wandlungsfähigkeit nimmt Herr v. d. Heydt es mit 
dem Proteus unerſchrocken auf. Auf dem Vereinigten Land⸗ 
tag mit der damaligen ſtändiſch-liberalen Oppoſition zuſammen⸗ 
gehend, exponirte er ſich im Frühjahr 1848 ein wenig weiter. 
Die bekannte Affaire des Herrn v. Dieſt ſoll hierüber pikante 
Aufſchlüſſe gegeben haben. Auch raunt man ſich hierüber am 
Rhein nicht etwa gewiſſe Mittheilungen leiſe in die Ohren, 
ſondern die Kinder ſprechen laut davon auf der Straße. Im 
November deſſelben Jahres war er dagegen bereits reif ge— 
worden für das Miniſterium Brandenburg-Manteuffel. Seit⸗ 
dem machte er alle miniſteriellen Wandlungen mit durch. Die 
Herren v. Manteuffel und v. Weſtphalen hatten bekanntlich 
häufig Reibungen miteinander, Herr v. d. Heydt wußte mit 
Beiden fertig zu werden und blieb hinter Keinem an Polizei⸗ 
Reaction zurück. Als aber der Herbſt 1858 einen andern 
Wind verhieß, war er nicht etwa der Erſte, welcher das lecke 
Schiff verließ; im Gegentheil! Er war es, der ſeine früheren 
Collegen zu beſeitigen wußte; er, der ſchon bei Zeiten dafür 
geſorgt hatte, daß er der College des Herrn v. Auerswald, 
von dem bekannt war, daß er das perſönliche Vertrauen des 
damaligen Prinzen von Preußen in hohem Grade zu genießen 
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die Ehre hatte, werden und bleiben mußte! Auch fonft giebt 
es noch manches Pikante, „was ſich die Wilhelmsſtraße er— 
zählt.“ Meiſterhaft verſtand es der „dauerhaft gearbeitete 
Handelsminiſter“, während der neuen Aera ſeine Collegen, 
namentlich feinen bisherigen Hauptfeind, Herrn v. Patow aus⸗ 
und abzunutzen, auf das Glatteis zu führen und ihnen dann 
ein Bein zu ſtellen. Wie muß Herr v. d. Heydt innerlich ge⸗ 
lacht haben, als Herr v. Patow bei der Discuſſion über jenen 
famoſen Hagen'ſchen Antrag von einer Solidarität des Mi— 
niſterii ſprach, von welcher doch Jedermann wußte, daß ſie 
nicht vorhanden war. Aber damit noch nicht genug! Nach 
Annahme des Hagen'ſchen Antrages bewog er ſeine treuherzigen 
Collegen, der Krone den Rath zur Auflöſung des Abgeordneten— 
hauſes zu geben, unter dem Vorgeben, hernach wer weiß was 
für freiſinnige Propoſitionen zu machen. Welche hellen Köpfe 
müſſen dieſe berühmten Träger der neuen Aera, dieſe Herren 
v. Auerswald, v. Patow, Graf Schwerin ꝛc. ſein, daß ſie ſich 
von Herrn v. d. Heydt, den ſie als Staatsmann 10 Jahre 
und als Collegen 3 Jahre lang kennen mußten, alſo dupiren 
ließen! Nachdem dies aber geſchehen, dieſe Herren ſich alſo 
als Staatsmänner für immer unmöglich gemacht, und auch 
als Parteimänner unheilbar compromittirt hatten, — nur noch 
ein kleiner Ruck, und da lagen fie. Noch nie hat ein Minifte- 
rium jo jämmerlich geendet, noch nie iſt eines mit ſolch' ein- 
ſtimmigem Hohn, ſo rückſichtsloſer Geringſchätzung begraben 
worden, wie das der neuen Aera. 

Hochbrüſtge Schwimmer mit dem Strom des Glücks, 

Gewohnt in's Meer der Phraſen ſich zu tauchen, 

Geübt in jeder freien Gaukelkunſt — 

Mit einem Wort, zu Allem zu gebrauchen. 

Nie haben ſie gegrollt, geſchmollt, getrutzt, 

Ihr ganzes Leben war ein einzig Nicken; 

Und als ihr letztes Tröpflein Blut verraucht, 

Da — — Klappe zu — im eignen Qualm ſie ſticken! 
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Alſo leuchtet „Kladderadatſch“ den Männern heim, deren 
Thaten nach eigner Vorankündigung für ſie ſprechen ſollten! 
Herr v. Manteuffel dagegen, der ſo viel Geſchmähte, iſt neuer⸗ 
dings unerwartet wieder viel gefeiert worden. „Kladderadatſch“ 
kniet Verzeihung flehend vor ihm nieder, und die „Volkszeitung“ 
feiert dieſen Staatsmann als ihren Helden. 

Was nun den Hagen'ſchen Antrag und fein Reſultat 
anlangt, ſo hieße es in der That, Eulen nach Athen tragen, 
hierüber noch etwas zu ſagen. Wir wundern uns nur über 
eines, daß nämlich Herr v. Patow dieſen Antrag nicht ſchon 
drei Jahre früher, alſo gleich nach ſeinem Amtseintritt anticipirt 
hat. Denn nach ſeiner fünf Jahre vorher gehaltenen Rede, die 
ihm am Tage der betreffenden Discuſſion grauſam genug 
wieder vorgehalten wurde, mußte er den Antrag längſt für 
nothwendig gehalten haben; und da dies jedenfalls auch der 
Krone bei ſeiner Berufung in's Amt bekannt war, würde er, 
ſollte man meinen, von dorther einen Widerſtand nicht zu be— 
ſorgen gehabt haben. Allerdings ſteht die Specialität des 
Budgets, obwohl an ſich verfaſſungsmäßig begründet, in ihrer 
Anwendung auf das Militairbudget in einem inneren Wider- 
ſpruch mit den Artikeln der Verfaſſung, welche der Krone den 
Oberbefehl über das Heer ꝛc. übertragen. Aber das iſt ja 
eben das Eigenthümliche an den fo allgemein gehaltenen Be— 
ſtimmungen dieſer Verfaſſungsurkunden, daß jede allein und in 
ihrer Conſequenz für ſich betrachtet die anderen aufhebt; und 
darin liegt ja der Unterſchied der beiderſeitigen Parteiauffaſſung 
der Conſervativen und der Demokraten, daß in ſolchem an— 
ſcheinenden Conflict Erſtere das Recht der Krone, Letztere das 
der Landesvertretung für das ſtärkere halten. Wie es nun 
nicht wohl beſtritten werden kann, daß das Wiedererwachen 
und Erſtarken der inzwiſchen wohlorganiſirten und an Er- 
fahrung gereiften Demokratie die nothwendige Folge der Be— 
rufung der Herren v. Auerswald und Genoſſen zu Miniſtern 
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geweſen ift, ſo ift die Annahme des Hagen'ſchen Antrags als 
der erſte Verſuch zu betrachten, mit den Phraſen der neuen 
Aera Ernſt zu machen. Und gleich bei dieſem erſten Ver⸗ 
ſuch fällt die neue Aera in's Waſſer! 

Hatte ſich aber inzwiſchen, d. h. ſeit drei Jahren practiſcher 
Erfahrung, Herr v. Patow überzeugt, daß ſeine vor acht Jahren 
vertretene Anſicht über den in Rede ſtehenden Gegenſtand eine 
irrige war, und wurde vor allen Dingen dieſe Anſicht von 
der Krone genehmigt, erſchien daher die Ausführung des Ha⸗ 
gen'ſchen Antrags unthunlich; ſo gab es zwei Alternativen, 
zwiſchen denen zu wählen war. Erſtens die Regierung er⸗ 
klärte einfach, ſie werde den Antrag, weil gegen das Intereſſe 
der Krone und des Landes gehend, nicht ausführen, und da— 
mit Punktum. Hiermit wäre die Regierung in ihrem ver⸗ 
faſſungsmäßigen Recht geblieben, da dem Abgeordnetenhauſe 
kein Recht zuſteht, ſeine eigenen Beſchlüſſe auszuführen, oder 
deren Ausführung zu erzwingen, und hätte wahrſcheinlich durch 
die dadurch gezeigte energiſche Feſtigkeit dem Abgeordneten— 
hauſe imponirt. Aber dazu gehörten andere Männer als die 
Herren v. Auerswald und v. Patow, deren Gewiſſen ihnen 
ſagen mußte, daß ſie es wären, welche eine Majorität wie 
die für den Hagen’schen Antrag in Preußen wieder ermöglicht 
hatten. Die andere Alternative war die Auflöſung. Dieſe war 
offenbar die ungünſtigere. Sie wurde gewählt, und unter 
Umſtänden und Conſequenzen gewählt, von denen immer eine 
ungünſtiger war als die andere! 

Man kann ſich, ſchreibt ein Berliner Blatt, 198 Arten 
einer ſolchen Kammerauflöſung denken. Die erſte findet dann 
ſtatt, wenn ein energiſches Miniſterium eine factiöſe Kammer 
erſt gründlich abnutzt, damit im Lande discreditirt und dann 
in ſicherer Ausſicht, eine beſſere dafür zu bekommen, nach Hauſe 
ſchickt. So handelt ein conſervatives Miniſterium, welches 
das unſrige nicht war. Die zweite iſt die abſolutiſtiſche mit 
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dem Gedanken an einen Staatsftreich im Hintergrunde. Die 
dritte aber iſt die ächt conſtitutionelle; und mit dieſer haben 
wir es leider hier zu thun. Eine ſolche Auflöſung nennt die 
conſtitutionelle Sprache eine Appellation an das Volk. Man 
erkennt damit die Urwähler als einen höheren Richter an 
zwiſchen der Krone und der Landesvertretung, unterwirft 
erſtere indirekt dem Verdiet der Urwählerſchaft. Iſt die ab⸗ 
ſolutiſtiſche Kammerauflöſung der erſte Schritt zur Contre- 
revolution, fo iſt die conſtitutionelle ein gleicher Schritt ent⸗ 
weder zu demſelben Ziel oder zur Vernichtung der königlichen 
Gewalt. Man legt dabei dem Votum der Kammer, um 
deſſentwillen man ſie auflöſt, zu viel Gewicht bei, man zeigt 
Furcht vor den parlamentariſchen Tyrannen, die man zeitweiſe 
beſeitigt, und noch weit mehr Furcht vor denen, die man aus 
der Wahlurne wieder hervorſteigen ſieht. Man etablirt geradezu 
das allgemeine Stimmrecht als einen Richter für die Krone. 
— So weit das gedachte Blatt. Nach der Verſicherung des 
Herrn v. d. Heydt, die er vor Verleſung der Allerhöchſten, 
die Auflöſung verkündenden Cabinetsordre im Abgeordneten— 
hauſe abgab, ſollte die Auflöſung dieſen conſtitutionellen Cha⸗ 
rakter auch haben. Die Minifter, ſagte er, hätten nach An⸗ 
nahme des Hagen'ſchen Antrages, weil nicht mehr das 
Vertrauen des Hauſes habend, der Krone ihre Entlaſſung an— 
geboten, und da dieſe nicht angenommen ſei, bliebe ihnen 
nichts übrig, als die Auflöſung. Es war ſehr bezeichnend für 
das Vertrauen, welches der unverwüſtliche Staatsmann im 
Lande beſitzt, daß kein Menſch an die Aufrichtigkeit des 
v. d. Heydt'ſchen Conſtitutionalismus glaubte. Vielmehr war 
ſowohl in der Preſſe als im Lande der Eindruck unverkennbar, 
als handle es ſich bei der Auflöſung nicht um einen echt con— 
ſtitutionellen Mechanismus, ſondern um eine Machtäußerung 
der Krone im altpreußiſch-monarchiſchen Sinne. Daher zeigte 
der Ton der conſervativen Preſſe eine große Zuverſicht, der 
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der demokratiſchen eine gewiſſe Aengſtlichkeit. Halb und halb 
wurde dieſe Auffaſſung auch durch die bald darauf erfolgte 
Entlaſſung der liberalen Miniſter gerechtfertigt, da ſolche vor 
den Neuwahlen allerdings gegen jeden conſtitutionellen Gebrauch 
war. Aber was geſchah weiter? 

Wenn die Krone zu der Ueberzeugung gekommen war, daß 
ſie von ihren bisherigen Räthen, den Herren v. Auerswald 
und Genoſſen, übel berathen geweſen ſei, weil dieſe die Demo⸗ 
kratie wieder wach und zur Herrſchaft gebracht hätten, dieſelbe 
Demokratie, welche man erſt vor 12— 14 Jahren mit aller 
militairiſchen und polizeilichen Gewalt niedergeworfen hatte, 
und daher nicht gewillt war, ſich jetzt ihr zu fügen, ſondern 
den Kampf mit derſelben energiſch und rückſichtslos aufzu⸗ 
nehmen — dann ſollte man meinen, hätten hierzu Männer 
berufen werden müſſen aus den Koryphäen der conſervativen 
Partei; Männer von anerkannter und bewährter politiſcher 
Zuverläſſigkeit, etwa wie die Herren v. Kleiſt⸗Retzow, v. Ger⸗ 
lach, Wagener ꝛc., von denen man ein unbedingtes Feſthalten 
an dem einmal Unternommenen mit Sicherheit erwarten durfte. 
Aber weit gefehlt! Von allen Preußiſchen Staatsmännern 
erging der Auftrag gerade an den politiſch Unzuverläſſigſten 
von Allen, an den unvermeidlichen Todtengräber jedes Mini⸗ 
ſteriums, an den Einzigen, der an der „Mißregierung“ wie an 
der „neuen Aera“ gleich betheiligt geweſen war, an den Mann 
der alten, der neuen, der neueſten, an den Mann jeder Aera 
— an Herrn v. d. Heydt! 

Mit welchen Collegen fand nun der Sieger vom 18. März 
für gut ſich zu umgeben? Außer einem Herrn von hohem 
Namen als nominellen Miniſterpräſidenten — wahrſcheinlich 
ſollte eine fürſtliche Perſönlichkeit den Urwählern imponiren — 
und unter Beibehaltung des Herrn v. Roon als Fachminiſters 
und des Grafen Bernſtorff als Anerkennung der enormen 
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Erfolge, welche dieſer große Diplomat ſich feither überall 
erworben hatte! ſehen wir eine „neue Schaar.“ — 
„Sie trägt der Unſchuld weiß gewaſchnes Kleid, 


Unangehaucht, ſelbſt von dem kleinſten Makel 
Compromittirender Vergangenheit!“ 


Mit ſolcher allerdings treffenden Ironie geißelt der mehr- 
fach citirte Kladderadatſch das Miniſterium „der Großen Un— 
bekannten.“ Doch dürfte er dieſe Eigenſchaften auf den „neuen“ 
Herrn Finanzminiſter kaum mit beziehen wollen! Allerdings 
wiſſen wir, daß Graf Itzenplitz ein tüchtiger Landwirth iſt 
und daher die ſchwierige Aufgabe, den Grafen Pückler zu 
überſtrahlen, vielleicht leiſten dürfte. Vom neuen Herrn 
Cultusminiſter wiſſen wir ſo gut wie gar nichts. Vom 
Herrn Juſtizminiſter nur, daß er beinahe einmal als Staats- 
anwalt einen Miniſterpräſidenten und einen Oberpräſidenten 
verhaftet hätte. Vom Herrn v. Jagow iſt nur bekannt, daß 
er als Landrath und Rhein-Nahebahn⸗Commiſſarius ſich einſt 
ſeinem Chef, dem Herrn Handelsminiſter, ſehr nützlich gemacht 
hat, in Herrn v. d. Heydt's Bruſt alſo ein dankbares Herz 
wohnt, was zwar pſpychologiſch ſehr intereſſant, für Preußen 
aber ſehr irrelevant iſt. Herr v. d. Heydt ſelbſt iſt in's 
Finanzminiſterium übergeſiedelt, hat aber einen Handels— 
miniſter entweder nicht finden können, oder nicht finden wollen; 
in beiden Fällen gleich bedenklich. Warum aber ein ſolches 
Miniſterium „der großen Unbekannten?“ Weil Herr 
v. d. Heydt keine Collegen ſondern nur Commis 
haben will. Es iſt alſo v. d. Heydt und immer nur 
v. d. Heydt, mit dem wir es zu thun haben. Die Sachlage 
iſt durch die Miniſterkriſis die geworden, daß man der Demo— 
kratie den Fehdehandſchuh hingeworfen hat, ohne die conſer— 
vative Partei dadurch zu gewinnen. Man hat es alſo mit 
Allen verdorben. Denn ein Conſervatismus à la v. d. Heydt 
bietet nicht die Spur von Garantie. Herr v. d. Heydt iſt 
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Muſterbureaukrat und nur Bureaukrat; er iſt der geſchworne 
Feind aller Ideen, aller organiſchen Entwicklung, jeder Selbſt⸗ 
verwaltung, jeder ſittlichen Selbſtſtändigkeit. Wenn es ihm 
wider Erwarten gelingen ſollte, mit Hülfe der Kreuzzeitung 
die Demokratie diesmal zu beſiegen, ſo würde er bereits am 
Tage des Sieges ſich ſofort daran machen, die Kreuzzeitung 
ſo gründlich wie möglich zu ruiniren. Das ſollte die Kreuz⸗ 
zeitung nach ihrer reichen Erfahrung wiſſen und bei Zeiten 
bedenken. Dadurch aber, daß dieſes Blatt gegenwärtig zum 
allgemeinen Erſtaunen einen Staatsmann, nein einen Bureauchef 
unterſtützt, der in der That der bitterſte Feind ihrer Principien 
iſt, fo nützt fie dem Miniſterium gar nichts, und dem Vater- 
lande noch viel weniger. Das Einzige, was ſie bewirkt, iſt, 
daß ihre Gegner, die Demokraten, aufhören müſſen fie zu 
achten. | 
Es iſt nicht die Abſicht dieſer Zeilen, Oppoſition quand 
méme zu machen. Das würde nie unpatriotiſcher fein, als 
in unſerm gegenwärtigen, furchtbar ernſten Moment. Aber wir 
behaupten im Ernſt und werden ſofort zum Beweiſe ſchreiten, 
daß wenn man die Demokratie bekämpfen will, dazu ein 
Miniſterium v. d. Heydt noch weit ungeeigneter iſt als ein 
Miniſterium Auerswald; daß vielmehr zwar dieſes die De— 
mokratie wieder wach und zur Geltung gebracht, jenes 
aber ihre Chancen mindeſtens verfünffacht hat. Man ſage 
nicht, das Miniſterium habe noch nichts gethan, um dieſen 
Vorwurf zu rechtfertigen! Wir behaupten, es hat bereits 
Enormes, nämlich zwölfmal ſoviel gethan als ſeine Vorgänger. 
Denn jene brauchten doch drei Jahre, um ſich unmöglich zu 
machen; die jetzigen „Staatsmänner“ haben zur Bewältigung 
dieſer wenig beneidenswerthen Arbeit noch nicht drei Monate 
gebraucht! 1 | | 

Da iſt zunächſt die minifterielle Preſſe. Die übrige Preſſe, 
mit Ausnahme der Kreuzzeitung, die das Miniſterium vielleicht 
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nur aus Mitleid ſchont, obgleich Herr v. d. Heydt nicht der 
Mann iſt, welcher Mitleid verdient; die übrige Preſſe greift 
die Regierung mit einer Dreiſtigkeit, einer Rückſichtsloſigkeit und 
Geringſchätzung an, die nur verglichen werden kann der Straf⸗ 
epiſtel eines Schulmeiſters an ſeine Schulbuben. Die mini⸗ 
ſterielle Preſſe aber weiß ſich hierauf nicht zu vertheidigen. 
Entweder ſie ſchweigt; aber dies Schweigen zeigt keine Würde, 
ſondern nur Verlegenheit; oder ſie ſpricht in holprigen, pedan⸗ 
tiſchen und grenzenlos langweiligen Tiraden, recht weinerlich 
verzagten Bitten an den Herrn Schulmeiſter um Verzeihung, 
ſie wolle ja gern artig ſein. Oder vollends, ſie macht den 
verfehlten Verſuch, ab und zu mit den unverſöhnlichen Feinden 
des Miniſteriums zu coquettiren, was natürlich von dieſen 
mit Hohn zurückgewieſen wird. Nun iſt freilich von dem Mi⸗ 
niſterium Auerswald die miniſterielle Preſſe fo unheilbar rui⸗ 
nirt, daß alle Verſuche, tüchtige Kräfte für dieſelbe zu gewin⸗ 
nen, fehlgeſchlagen ſind. Niemand will ſich dazu hergeben, das 
Miniſterium in der Preſſe zu vertheidigen, und die ſich dar— 
auf einließen, compromittirten daſſelbe noch immer mehr. Im 
Zeitalter der Preßfreiheit muß das aber geradezu anarchiſch 
wirken. A 3 6 

Da iſt ferner das Zinsreductionsproject des neuen Herrn 
Finanzminiſters. Bei deſſen Gelingen würde der Staat ein 
Paar hunderttauſend Thaler erübrigen, beim Nichtgelingen 
aber eben ſo Millionen verlieren. Nach allen juriſtiſchen und 
finanziellen Grundſätzen hat alſo der Staat, will ſagen, Herr 
v. d. Heydt, ein ſogenanntes gewagtes Geſchäft begonnen. 
Zu einem ſolchen bedarf es Vertrauen. Solches beſitzt Herr 
v. d. Heydt notoriſch bei Niemand. Jedermann hält ihn, ſei 
es mit Recht oder mit Unrecht, für den Mann der Börſen— 
Kunſtſtückchen. Wenn nun aber ſein neueſtes Kunſtſtückchen 
Fiasco macht, dann iſt es ſelbſt mit dieſem unverwüſt— 
lichen Staatsmann für immer aus. Nun glauben wir 
2* 


20 


zwar gern, daß der Lärm, den die Oppoſitionsblätter von 
allen Seiten gegen die Zinsreduction erhoben, nicht blos 
finanzielle, ſondern auch weſentlich politiſche Motive hat. Es 
ſollten die ängſtlichen und namentlich die kleinen Inhaber von 
Staatsobligationen eingeſchüchtert und zum Verkauf getrieben 
werden. Das Manöver iſt zwar leicht durchſichtig, war aber 
noch leichter vorherzuſehen und wird ſeine Wirkung noch mehr 
äußern, als bereits geſchehen iſt. Daß Vormundſchaftsgerichte 
und Kämmerei⸗Kaſſen die Papiere der Mündel und Commu⸗ 
nen kündigen und nicht convertiren wollen, darin eine factiöſe 
Oppoſition zu ſehen, ſcheint uns unbegreiflich. Dieſe Behör⸗ 
den disponiren ja nicht über ihre eigenen Gelder, in welchem 
Falle man von ihnen vielleicht, aber auch nur vielleicht, Con⸗ 
nivenz gegen die vorgeſetzte Behörde erwarten könnte. Wer 
kaun einem Vormundſchaftsgericht zumuthen, aus Rück— 
ſicht auf die Popularität der Finanz-, resp. Wahloperationen 
eines Mannes wie Herr v. d. Heydt auf ein gewagtes Ge— 
ſchäft einzugehen, bei dem Wittwen und Waiſen das Ihrige 
verlieren können! Außerdem haben dieſe Behörden ja ihre ge— 
naueſten Inſtructionen über die Anlegung, resp. Verwendung 
der ihrer Verwaltung anvertrauten Gelder. Nach Allem, was 
man bisher hört, iſt das Reductions-Unternehmen übrigens 
als bereits vollſtändig geſcheitert zu betrachten, und eine Re⸗ 
gierung, die in Finanzſachen eine Niederlage erlitten hat, alſo 
jo, daß dem Staat Geldverluſte entſtehen, kann nicht in ande- 
ren Angelegenheiten energiſch auftreten. Ebenſo hören wir, 
daß gegen anderweitige Finanz⸗, nämlich Steuerreformprojecte 
der Herr v. d. Heydt bereits im Schooß feines eigenen Mi- 
niſterii eine bedeutende Schlappe erlitten hat. 

Ferner das famoſe Schreiben des Herrn v. d. Heydt an 
Herrn v. Roon! Wenn irgend etwas den Mann aller Aeren 
charakteriſirt, ſo iſt es dies, nämlich die verhängnißvollen Worte: 
„um den Schein zu retten!“ Die Zeitungen haben darüber ge- 
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ftritten, ob das Schreiben vorher mit dem Herrn Adreſſaten 
verabredet geweſen ſei oder nicht; das iſt hier unerheblich. 

Wohl aber ſcheint es ohne Wiſſen der Krone geweſen zu ſein, 
daß, nachdem die Kammer wegen des Hagen'ſchen Antrages 
aufgelöſt und die liberalen Miniſter hinterher entlaſſen waren, 
Herr v. d. Heydt plötzlich nicht blos wegen Specialität des 
Budgets, ſondern auch wegen der Verminderung des Militair⸗ 
Etats, ſich der aufgelöſten Majorität anſchließt; ja noch mehr, 
den „unmöglichen“ Hagen'ſchen Antrag wirklich ausführt! 

In dem Königl. Erlaß in Betreff des Wegfalls der 
Steuerzuſchläge zur Klaſſen- ꝛc. Steuer, läßt Herr v. d. Heydt 
die Krone ſich etwa dahin äußern, es könnten vielleicht vom 
Militär⸗Etat, es müſſe aber auch an den anderen geſpart 
werden. Im Roon'ſchen Brief heißt es umgekehrt, es könne 
an den andern Etats nicht, es müſſe daher am Militair-Etat 
geſpart werden. Kurz überall Finanz⸗Kunſtſtückchen, „um den 
Schein zu retten.“ Das iſt doppelt beklagenswerth, als ge— 
rade die äußere Veranlaſſung der Kammerauflöſung den Fein- 
den der Regierung die immerhin nicht ganz ehrliche und 
wahre Handhabe gab, zu ſagen, die Oppoſition habe 
ſparen wollen, die Regierung habe ſich aber nicht dar— 
auf eingelaſſen. Auf das ſeit der Kammerauflöſung Ge— 
ſchehene können wir nur die Worte der Berliner Revue wie— 
dergeben. „Mit bloßer Schlauheit und Pfiffigkeit regiert man 
heut zu Tage nicht mehr, und wer aus der Kriſis als Sieger 
hervorgehen will, der muß unter den kämpfenden Schaaren 
ernſthaft Partei ergreifen. So lange man Schlauheit als Ge— 
wandtheit, Unentſchiedenheit und Mangel an Entſchluß als 
Mäßigung, Schwäche und Rathloſigkeit als ſtaatsmänniſche 
Vorſicht und Weisheit verwerthen zu können vermeint, ſo 
lange wird man vergeblich verſuchen, in den Herzen der 
Völker einen Wiederhall zu erwecken. Was das Volk von der 
Regierung begehrt, das iſt vor allen Dingen ein feſtes Herz 
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und eine ſtarke Hand, und nur um dieſen Preis find auch 
Treue und Gehorſam deſſelben zu gewinnen. Einer ſchwachen 
Regierung gegenüber iſt die Treue übel angebracht; ſie — 
dieſelbe weder zu würdigen, noch zu gebrauchen.“ 

Die Schwäche der Regierung zeigt ſich am — 
lichſten in den Wahl⸗-Erlaſſen. Das Reſultat derſelben iſt 
völlige, aber nicht eben „gemüthliche“, ſondern furchtbar ernſte 
Anarchie. Da es unmöglich iſt, anzunehmen, daß man bei 
Auflöſung der Kammer nur an die aufzulöſende, nicht aber 
auch an die neuzuwählende Kammer gedacht habe, ſo haben 
wir nur Eine Erklärung dafür, warum man auch hier unter 
allen Eventualitäten die ungünſtigſte gewählt, warum man ge⸗ 
rade wegen einer Geldfrage einen Conflict angefangen und 
nicht um jeden Preis vermieden hat. Dieſe Erklärung iſt die, 
daß Herr v. d. Heydt, dieſer in allen ſeinen Unternehmungen bis⸗ 
her glückliche Faiſeur, die Verpflichtung übernehmen zu können ge- 
glaubt habe, eine „beſſere“ Kammer zu machen. Daher die 
Exponirung der Allerhöchſten Perſon in dem Erlaß an das 
Staatsminiſterium, daher der betreffende Paſſus von dem 
Amtseide in dem v. Jagow'ſchen Reſcript, daher die ähnlichen 
Ausdrücke in den Reſcripten der übrigen Herren Miniſter, da⸗ 
her aber auch das ſo überaus unglückliche Reſultat dieſer 
Maßnahmen! An und für ſich kann man das Einflußüben 
einer Regierung auf die Wahlen nicht tadeln. Wo immer es 
Volkswahlen gegeben hat, in alter oder neuer Zeit, ſind die— 
ſelben immer beeinflußt worden. Denn thatſächlich haben 
lange nicht alle mit dem Wahlrecht Ausgeſtatteten die innere 
Selbſtſtändigkeit und politiſche Befähigung, welche das Geſetz 
bei ihnen vorausſetzt. Und da natürlich die Feinde einer Re— 
gierung auf die Wähler dahin einzuwirken ſuchen, daß ſie vor 
der Wahl die An- und Abſichten der Regierung in möglichſt 
ungünſtigem Lichte darſtellen, ſo iſt es Sache der Regierung, 
ſich durch die dazu berufenen Organe zu vertheidigen und 
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Anhänger für fich zu werben. So geſchieht es auch überall, 
wo Wahlen ſtattfinden. Das zu unterlaſſen, wäre Seitens 
einer Regierung eine thörichte Schwäche und Sentimentalität. 
So haben daher auch ihrer Zeit die Herrn v. Weſtphalen 
und Graf Schwerin, jeder in feinem Sinn und nach der Rich— 
tung hin, der er angehörte, auf die resp. Neuwahlen von 
1855 und 1858 eingewirkt. Aber das waren Neuwahlen nach 
Ablauf der ordentlichen Wahlperioden. Es war keine Auf- 
löſung vorhergegangen. Hier war eine erſt vor Kurzem unter 
Schwerin'ſchem Einfluß gewählte Kammer, ehe ſie, wie wir 
oben bemerkten, vollſtändig abgenutzt war, und ehe man wußte, 
daß man eine gefügigere an ihrer Stelle bekommen würde, bei 
der allerungünſtigſten Gelegenheit aufgelöſt. Und nun kommt 
ein, wie er ſelbſt ſehr gut weiß, keineswegs beliebter Staatsmann, 
umgiebt ſich abſichtlich mit bisher faſt ganz unbekannten Eol- 
legen und ſagt zu den Beamten aller Reſſorts ziemlich ge— 
radezu: „Schafft uns eine miniſterielle Kammer!“ Das heißt 
denn doch mehr, als die etwa unentſchloſſenen oder unklaren 
Wähler beeinfluſſen resp. ſie über die An- und Abſichten des 
Miniſteriums aufklären, und mußte, wenn eine Wirkung, ſo 
gerade die entgegengeſetzte haben als man beabſichtigte! 
Woher nun aber vollends dieſe noch nie geſehene Oppo— 
ſition, welche das Miniſterium Seitens ſeiner eigenen Beam— 
ten erfährt? Erſtens iſt offenbar die Autorität durch die 
Schwäche des Auerswald'ſchen Miniſterii erheblich vermindert 
worden. Zweitens wird die öffentliche Meinung fo vollſtändig oon 
der Demokratie terroriſirt, daß ſchon viel Muth dazu gehört, der 
aura popularis entgegen zu treten. Drittens iſt das Wahlmachen 
ſo geradezu angeordnet, daß die Beamten fürchten müſſen, 
ſich zu compromittiren. Wird ſich z. B. ein Regierungs— 
Präſident dem ausſetzen wollen, in Ausübung der von ſeinem 
Chef ihm gegebenen Befehle, ſich vor den „Kreisrichter“ auf 
die Bank der Angeklagten verſetzt und dabei von oben im 
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Stich gelaſſen zu werden? Viertens weiß man ja nicht, für 
wen und für was Wahl gemacht werden ſoll! Könnte nicht 


morgen v. d. Heydt an der Spitze eines demokratiſchen Mi⸗ 


niſterii ſtehen und ganz neue Wahlen verlangen? Man weiß 
eben nicht mehr in Preußen, wer Koch und wer Küchenmeiſter 
iſt! Das Miniſterium hat kein Vertrauen, und kann es nach 
Vorſtehendem auch gar nicht haben. Man glaubt nicht an 
ſeine Exiſtenz. Die Beamten denken ſchon daran, wie ſie durch 


lebhafte Parteiergreifung für die jetzigen Miniſter ſich bei deren 
Nachfolgern ſchaden müßten! Solche Anarchie iſt allerdings 


entſetzlich, aber lediglich Folge der bisherigen Regierungs— 
politik. Es muß weit gekommen ſein, wenn Kaufleute ſo wie 
jetzt en masse erklären, das Geſchäft auszuſetzen, um zu 
wählen, alſo erſt ſpäter zur Leipziger Meſſe zu reiſen! Alſo 
auch dieſe kleinliche, aber echt von der Heydt'ſche Maßregel, 
die Wahltermine in die Meßzeit zu legen, iſt geſcheitert. Für 
ein Miniſterium, das ſich ſelbſt tagtäglich Niederlagen be⸗ 
reitet, läßt ſich nicht wirken! 
Auch die Parole: königliche nicht parlamentariſche Regie⸗ 
rung, konnte unter dieſen Umſtänden nur das Entgegengeſetzte 
bewirken. Unter parlamentariſcher Regierung, wie ſich ſolche 
in England allmälig entwickelt und auf dem Continent hin und 
wieder nachgeahmt hat, iſt nicht zu verſtehen, daß die Landes- 
vertretung überhaupt etwas zu ſagen habe, ſondern daß ihr 
drei Rechte zuſtehen, nämlich erſtens alleinige Initiative, zwei⸗ 
tens unbedingtes Budget⸗ und Truppen-Bewilligungs⸗ reſp. 
Verweigerungsrecht, drittens die Befugniß, die Miniſter an- 
zuklagen uud zu verurtheilen. Durch dieſe Befugniſſe, außer 


welchen das Engliſche Parlament noch umfaſſende richterliche 


und Verwaltungs-Functionen hat, iſt es allerdings thatſächlich 
ſouverain, und die Krone nur der Träger der Executive; ihre 
Miniſter ſind Parlamentsausſchuß. So liegt es verfaſſungsmäßig 


in Preußen nicht. Wohl aber liegt dies herbeizuführen in 
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den Principien und Beſtrebungen der Demokratie und auch 
der „Eigentlichen“, ſofern bei dieſen politiſchen Amphibien 
überhaupt von Principien die Rede ſein kann. Die Herren 
von Auerswald und von Patow haben ſich, ehe fie Miniſter 
wurden, von je für parlamentariſche Regierung ausgeſprochen, 
und als fie Miniſter waren, haben fie ein Miniſterverant— 
wortlichkeitsgeſetz vorgelegt. Man war alſo berechtigt, anzu⸗ 
nehmen, daß es Abſicht der Krone ſei, ſich in die reſervirte 
Stellung zurückzuziehen, welche ihr der Parlamentarismus in 
ſeinen Conſequenzen anweiſt. Wenn dieſe Abſicht nun in⸗ 
zwiſchen wieder aufgegeben zu ſein ſcheint, was ſoll es denn 
heißen, wenn in den miniſteriellen Wahlreſcripten geſagt wird, 
die Frage, ob königlich oder parlamentariſch, ſolle in den 
nunmehr vollzogenen Urwahlen entſchieden werden? Wer 
ſoll entſcheiden? Doch nur die Urwähler! Wenn dieſe alſo 
überwiegend Demokraten wählen, ſo iſt die Entſcheidung für 
parlamentariſch ausgefallen! Und mit Aufſtellung dieſer Al- 
ternative hoffte man unter den gegenwärtigen Umſtänden auf 
conſervative Wahlen!!! 

Wenn man alles Mögliche hätte aufbieten wollen, um 
recht demokratiſche Wahlen zu erzielen, fürwahr man hätte nicht 
anders operiren können, als das vortreffliche ſtaatsweiſe 
monarchiſch⸗conſervative Miniſterium v. d. Heydt wirklich ge- 
than hat! Das Reſultat hat denn auch der Operation ent- 
ſprochen. Mit einer Lebhaftigkeit der Betheiligung wie noch 
nie zuvor iſt überall gewählt worden und der Erfolg ein für 
die Demokratie überaus günſtiger. Ä 

Die Demokratie herrſcht in dieſem Augenblick 
im Königreich Preußen! Die Demokratie, welche die 
Monarchie der Hohenzollern im Jahre 1848 nur durch Ueber— 
raſchung auf kurze Zeit erſchüttern und in einen anarchiſchen 
Taumel verſetzen konnte, aber bei der erſten ernſten Kraft— 
entfaltung der Krone ohnmächtig zuſammenbrach; die Demo— 
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kratie, welche man durch das Dreiklaſſengeſetz und die öffent: 
liche Abſtimmung für immer gebändigt zu haben glaubte; die 
Demokratie, welche bei Beginn der „neuen Aera“ ohne einen 
einzigen geſtändlichen Vertreter im Parlament war; die De: 
mokratie, welche am 6. März d. J. ihre erſte That vollzog; 
die Demokratie, welcher man darauf den Fehdehandſchuh glaubte 
hinwerfen zu dürfen: dieſe Demokratie hat den Fehdehand⸗ 
ſchuh aufgenommen und jo eben auf dem Felde des Drei- 
Haffengefeges und der öffentlichen Abſtimmung eine große 
Schlacht gewonnen. „Du haſt's erreicht, Octavio!“ Erreicht, 
Octavio Auerswald! Erreicht, Octavio v. d. Heydt. 

Was nun? Wird man ſich der ſiegreichen Demokratie 
fügen, oder ihr den Sieg wieder zu entreißen ſuchen? Auf 
die Gefahr hin, dafür zu gelten, als ein zweiter Macchiavelli 
„il Principe“ zu ſchreiben, wollen wir ſo objectiv als 
möglich zu erörtern ſuchen, welches die Chancen jeder der bei- 
den Alternativen ſein dürften. Wir bitten hierbei ja recht 
ſorgfältig zu erwägen, was es heiße, ſich der Herrſchaft der 
Demokratie zu fügen, was, den Kampf mit ihr auf's Neue 
aufzunehmen, wozu es führe, was auf dem Spiele ſtehe! 

Wir erlauben uns die Bemerkung vorauszuſchicken, daß 
in jeder der beiden Alternative als erſte und unverzüglichſte 
Maßregel ſich die Entlaſſung des Herrn v. d. Heydt empfeh⸗ 
len dürfte. Ein Miniſter, der gewohnt iſt, mit allen Parteien 
zu coquettiren, um ſie alle nach der Reihe zu mißbrauchen, 
anzuführen und abzunutzen, eignet ſich wenig zur Durchführung 
einer klaren, feſten und ehrlichen Politik. | 

Wenn man den Kampf mit der Demokratie fortſetzen will, 
ſo iſt die Hauptſache, daß man keine Furcht vor ihr habe 
und noch weniger zeige; ebenſo wie man ſie nicht ignoriren 
darf. Das Miniſterium Auerswald that das letztere, das des 
Herrn v. d. Heydt thut das erſtere. Es iſt eben die 
Hauptwaffe der Demokratie, den Glauben an ihre 
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Unbeſiegbarkeit zu verbreiten zu ſuchen. Wenn 
man auch nur langſam Schritt vor Schritt vor ihr 
zurückweicht, nun ſo geht — ee. Schritt vor 
Schritt vorwärts. 

Freilich iſt die Demokratie eiue Macht, eine ſehr bedeutende 
Macht; denn ſie wurzelt weſentlich in den modernen Anſchauun⸗ 
gen, welche der franzöfiſchen Revolution entnommen find, der 
Gleichberechtigung aller Einzelindividuen, der Religiousloſigkeit 
des Staats, dem Kultus des baaren Geldes, der Verachtung 
geſchichtlicher Gliederungen. Es ſind das eben Ideen, zu 
denen ſich heut Viele bekennen. Wer die Conſequenzen dieſer 
Ideen bekämpfen will, muß daher nicht ſelbſt daran glauben; 
ſondern muß etwas anderes glauben, ſo feſt glauben, 
daß er eher ſterben würde, als ſeinen Glauben verläugnen. 
Nun iſt aber auch das Königthum noch eine Macht, und 
beſonders das preußiſche Königthum. Der König von Preu⸗ 
ßen iſt noch ein ſehr mächtiger Herr. Wenn derſelbe zeigt, 
daß er feſt entſchloſſen iſt, von ſeiner Macht nichts aufzugeben, 
ſo iſt das ſchon geeignet, Reſpect zu erwecken. Das zeigte 
ſich dieſes Frühjahr bei der Kammerauflöſung. Denn ſo 
conſtitutionell correct dieſelbe auch war, ſo wollte doch der 
Conſtitutionalismus den Leuten nicht recht in den Sinn. 
Nicht bloß, weil Herr v. d. Heydt die Auflöſung aus der 
conſtitutionaliſtiſchen Doctrin erklärte, mißtraute man derſelben, 
ſondern weil man unwillkürlich ſich von der Aeußerung der 
Machtfülle der Preußiſchen Krone electriſirt fühlte. Preußen 
iſt nicht Kurheſſen, weil unſer Fürſtenhaus nicht das dortige 
iſt. Eben wegen dieſer der Krone innewohnenden Machtfülle 
darf man dieſelbe nicht unnöthiger Weiſe exponiren. Der 
Nimbus der Monarchie darf nicht abgenutzt werden. Der 
Hinweis auf den Eid gegen den König in dem v. Jagow'ſchen 
Erlaß hat daher mehr geſchadet als genützt. Ein energiſcher 
und als ſolcher bekannter Miniſter wird ſich auch anderweitig 
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Reſpect zu verſchaffen wiſſen. — Wie das Königthum, ſo 
und noch weit mehr iſt die actuelle chriſtliche Kirche eine 
Macht und ganz geeignet, durch Anlehnung an ſie das König⸗ 
thum zu ſtärken. Mit Proclamirung der Religionsloſigkeit 
des Staats giebt die alte Monarchie ihren feſteſten Halt 
auf. Auch das Ständethum iſt noch eine Macht. Auf ihm 
wurzelt das noch beſtehende Herrenhaus. Das Her— 
umreglementiren an dieſem wie im vorigen Novem— 
ber kommt nur der Demokratie zu gut. Daſſelbe gilt 
von der Kreisverfaſſung, daſſelbe von der Gewerbeordnung. 
Eine Vorlage, wie ſie Graf Schwerin dieſen Winter über die 
Kreisverfaſſung machte, und welche dem Vernehmen nach den 
neuen Kammern wieder vorgelegt werden ſoll, würde ganz 
geeignet ſein, den Appetit der Demokratie zu vermehren; die 
Wiedereinführung der Gewerbefreiheit aber würde die Hand— 
werker zu Feinden der Regierung machen, wie ſie dieſelben 
ſchon im Jahre 1848 auf die Barricade getrieben hat. 
Ueberhaupt iſt nichts thörichter, als ſeine Feinde 
damit verſöhnen zu wollen, daß man ſeine Freunde 
verleugnet. | 

Wie man die Demokratie nicht fürchten darf, wenn man 
ſie bekämpfen will, ſo darf man ſie auch nicht provociren, 
nicht ohne Grund erbittern; es ſei denn, daß man dann auch 
gleich in der Lage iſt, fie todt zu ſchlagen. Daß Jemand 
Waldeck oder Kirchmann heißt, iſt noch nicht etwas ſo ſehr 
Schreckliches. Man kann auch Auerswald und Schwerin 
heißen; und wenn man als ſolcher daſſelbe thut, wie jene, ſo 
gewährt der harmloſere oder noblere Name durchaus keinen 
weſentlichen Vortheil. Daß alſo die Majorität eines Abge⸗ 
ordnetenhauſes aus nominellen Demokraten beſteht, iſt noch 
nicht aller Uebel Aergſtes, ſondern ſelbſt Demokratiſches thun! 
Wenn alſo z. B. ein „unmöglicher“ Hagen'ſcher Antrag von 
Demokraten von lauter „gruslichen“ Namen votirt wird, ſo 
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ift das gar nicht viel anders, als wenn er von einem fo 
wohlklin genden Namen wie von der Heydt contraſignirt wird. 
Man macht die Demokratie damit nicht unſchädlich, 
daß man ihre Poſtulate anticipirt. 

Der Krone zur Dispoſition ſteht allerdings noch ein 
unbedingt zuverläſſiges Kriegsheer, als Nothbehelf nach Innen 
zu verwenden. Aber „man kann ſich auf Bajonette ſtützen, 
ſich aber nicht darauf ſetzen“. Das heißt: gegen Demokraten 
helfen nicht bloß Soldaten. Das Säbelregiment als 
erſte leitende Staatsmaxime iſt keineswegs die 
vortheilhafteſte Stütze der Monarchie. Eben ſo wenig 
empfiehlt es ſich auch, wie wir es anfangs an einer früheren 
Periode tadelten, den Armeeuniformknöpfen eine zu 
große politiſche Bedeutung beizulegen. Die Armee 
ſoll weder zum „Strafbgierthum“ noch zum Paradeſpielzeug 
allein verwandt werden. 

Außer der bewaffneten beſoldet Preußen bekanntlich noch 
eine unbewaffnete, eine „Civilarmee“. Dieſe iſt übermäßig 
und übermächtig. Dem „Kreisrichter“ muß der Dünkel 
ſeiner Duodezſouverainetät ausgetrieben und der ganzen 
Büreaukratie thatſächlich ad oculos demonſtrirt werden, daß 
ſie nur Hülfsmaſchinerie des Staats iſt, daß die Glückſeligkeit 
eines Landes keineswegs im arithmetiſchen Verhältniß ſteht zu 
der Größe der betreffenden Regiſtraturen, daß der Thron ſo 
wenig allein auf Dintenfäſſern als auf Pulverfäſſern ruhen kann. 
Selbſtverwaltung iſt beſſer als Vielſchreiberei, und 
der Büreaukratismus iſt der ärgſte Feind der Krone. 

Die Preſſe iſt heutzutage eine Macht, ja eine Groß— 
macht. Die Regierung muß ſich eine tüchtige Regierungs- 
preſſe zu beſchaffen wiſſen. Die öffentliche Meinung 
muß nicht unterdrückt, ſie muß geleitet werden. 
Aber nur der Weiſeſte iſt berufen, Andere zu leiten, 
nicht der Dünkelhafteſte. 
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So wenig der Materialismus zu loben iſt, ſo wenig 
darf aber doch die wirkſame Sorge für die materiellen In⸗ 
tereſſen der großen Maſſe der Bevölkerung außer Acht ge⸗ 
laſſen werden. Jedes ehrliche Gewerbe, nicht blos 
das des Banquiers, muß die Regierung intereſſiren, 
und die Steuerkräfte müſſen in wirklich harmoniſchem Ver⸗ 
hältniß zu den Steuerobjecten ſtehen. Die —— 
darf nicht Staatsmaxime ſein und bleiben. | 

Ueberhaupt muß das Königthum, wenn es den 
Kampf mit der Demokratie fortſetzen will und zu 
reüſſiren hofft, ſeine Kräfte genau prüfen, ſeine 
Bundesgenoſſen um ſich ſammeln, nichts Ueber⸗ 
flüſſiges, aber das Nothwendige zur rechten Zeit 
thun, nicht durch Coquettiren mit dem Feinde ſich 
um deſſen Achtung bringen und mit einem Worte 
wiſſen, was es will, und auch wollen, was es weiß; 
hierfür aber den To desmuth des Glaubens beſitzen. 

Allerdings iſt in dem den 11. März erklärten Kriege die 
Regierung bereits entſchieden geſchlagen, und der ſiegreiche 
Gegner iſt gefährlicher als der noch ee Es frägt 
ſich nun, was jetzt zunächſt thun? 

Selbſtredend darf von einem Sexe uschi d. 5 der 
Befeitigung der Verfaſſung nicht die Rede fein, 
nicht blos aus Gründen des §. 61 ad 2 des Strafgeſetz⸗ 
buchs, ſondern auch der Staatsraiſon. „Macchiavelli“ kann 
wenigſtens nicht dazu rathen. Ein Staatsſtreich iſt ein Act 
der Gewalt, und dieſe hat erſt dann Platz zu greifen, wenn 
von Recht nicht mehr die Rede iſt; er iſt ein Act der äußer⸗ 
ſten Nothwehr, und nur unter Umſtänden, wie dieſe, nämlich 
als letztes Mittel zur Rettung der Exiſtenz zuläſſig; er iſt 
ein va banque-Spiel, bei dem eben der Erfolg unſicher iſt. 

Eben fo wenig können wir zu einer ſofortigen Wieder- 
auflöſung des neugewählten Abgeordnetenhauſes, etwa gar vor 
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deſſen Zuſammentritt rathen. Man dürfte jetzt auch wohl 
an maßgebender Stelle ſich überzeugt haben, daß ſchon die 
Auflöſung vom 11. März ein Fehler war; die zweite würde 
ein noch weit größerer ſein. Wir kämen dann zu kurheſſiſchen 
Zuſtänden, welche Niemand für wünſchenswerth oder vollends 
normal halten wird. Ein Auflöſung als exceptionelle Maß⸗ 
regel ſollte man nur dann vornehmen, wenn die Kammer 
einer Regierungspropoſition, welche für dieſe Exiſtenzfrage iſt, 
ihre Zuſtimmung factiöfer Weiſe verweigert, wenn die Kam— 
mer gegen die Perſonen, nicht gegen die Principien der Re⸗ 
gierung Oppoſition quand m&me macht, wenn fie ihre legale 
Competenz überſchreitend in die ausdrücklichen Prärogative 
der Krone hinübergreift. So war es mit dem Steuerver— 
weigerungsbeſchluß der Nationalverſammlung. Man ſollte 
nur dann auflöſen, wenn man eben kein anderes Mittel 
mehr weiß. 

Drittens könnte etwa die Rede ſein von einer Octroyi⸗ 
rung eines neuen Wahlgeſetzes. Auch das wäre ein Fehler. 
Denn ob man nun zu einem hohen Cenſus oder gar zu einem 
ſtändiſchen Wahlgeſetz greifen wollte, immer würde man die 
Rechtscontinuität verletzen. Das iſt immer bedenklich, und 
wenn es nichts hilft, verderblich. Ein Cenſuswahlgeſetz, ab— 
geſehen von deſſen ſittlicher Werthloſigkeit, würde jetzt gewiß 
nichts helfen. Die Demokratie würde auch die „Geldſäcke“ 
terroriſiren; es würden keine auffällig beſſeren, ſondern höchſtens 
ſchwächlichere Wahlen erfolgen, welche der demokratiſchen Strö— 
mung zu widerſtehen unfähig ſein würden. Ein ſtändiſches 
Wahlgeſetz aber wäre denn doch ein zu plötzlicher Sprung. 
Die Sprünge aber taugen nicht in der Politik. Wir haben 
ſeit viertehalb Jahren zwei ſolcher Sprünge gemacht, einen 
nach links und einen nach rechts, von denen uns noch die 
Beine wehe thun. Der dritte Sprung könnte eine bedenkliche 
„Verſtauchung“ herbeiführen und vielleicht doch nicht helfen. 
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Alle drei exceptionelle Maßregeln empfehlen ſich nicht. 
Was dann? Nun, man laſſe die Kammern eben zuſammen⸗ 
treten, zeige der Demokratie des Abgeordnetenhauſes weder 
Furcht noch Provocation, wohl aber einen feſten und 
unbeugſamen Willen bei klarer Erkenntniß deſſen, 
was man für nothwendig hält. Ein Wille, aber ein 
ganzer Wille, iſt immer ſtärker als 352 Willen, ſelbſt 
wenn dieſe einen Willen darzuſtellen ſchienen. Und wenn 
lauter Demokraten vom „reinſten Waſſer“ gewählt wären, fie 
würden bald zwie⸗ ja drei⸗ oder vierſpältig werden, ſobald ſie 
Poſitionen aufſtellen ſollen. Denn die Demokratie kann nur 
zerſtören, aber nichts ſchaffen. Es wird bald Solche geben, 
die ſich compromittiren, obwohl die Führer klug genug ſein 
werden, dies ſo lange wie möglich zu verhindern zu ſuchen. 
Extreme Parteien compromittiren ſich immer. Wenn 
die Regierung warten gelernt hat, ſo wird ſie bald ſehen 
können, wie der Krieg im Junern der Demokratie ausbricht. 
Dann kann man die Fractionen ſich gegenſeitig abnutzen laſſen. 
Und wenn ſie abgenutzt ſind, ſo iſt man mit ihnen fertig. 
Ein Beiſpiel, wie eine kluge und vorſichtige Regierungspolitik 
eine noch jo heftige und oppoſitionelle Kammer zur Selbſt⸗ 
compromittirung bringen und ſomit unſchädlich machen kann, 
zeigt uns der ehemalige Präſident der franzöſiſchen Republik, 
der jetzige Kaiſer. Welche ungünſtige, ja anſcheinend unmög⸗ 
liche Stellung nahm er anfangs jener assemblée legislative 
gegenüber ein! Aber er konnte warten; er erlitt manche Nie- 
derlage, er wußte ſie zu ertragen, ja ſich dadurch in der öffent⸗ 
lichen Meinung zu heben; er ſtellte der Aſſemblée Falle auf 
Falle; ſie ging hinein, und es dauerte nicht lange, ſo hatten 
die parlamentariſchen Tyrannen ſich, was man jo jagt, feit- 
gefahren. Die Parlamente ſind immer nur ſtark, 
wenn die Regierungen ſchwach und unſchlüſſig ſind. 
Wenn ein Parvenü, wie ſich Napoleon ſelbſt nannte, die 
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öffentliche Meinung fo für ſich benutzen, und die ihm feindliche 
Kammer in derſelben zu discreditiren verſteht, ſo wird das 
einem angeſtammten Könige, insbeſondere einem Könige von 
Preußen ohne Zweifel viel leichter ſein. Denn ſo ſehr auch 
gegenwärtig die öffentliche Meinung von der Demokratie be- 
herrſcht, ja terroriſirt wird, es unterliegt keinem Zweifel, daß 
ſich eine monarchiſche Gegenſtrömung bald zeigen, und daß 
dieſe in dem Grade Kraft gewinnen wird, als die Demokratie 
ſich überſtürzt und compromittirt. Das Preußiſche Volk iſt 
viel zu monarchiſch, als daß es dauernd zuſehen könnte, daß 
ſeinen Königen Unwürdiges zugemuthet wird. Die Demokratie 
wird ſich aber überſtürzen, trotzdem daß ihre Führer dies auf- 
zuhalten ſuchen werden. Denn eine Demokratie, die ſich nicht 
überſtürzt, hört auf Demokratie zu ſein, ſie verſumpft. Die 
Mänuer des Fortſchritts, wie ſie ſich ſelbſt nennen, können 
nicht ſtillſtehen. Das iſt Selbſttäuſchung. Einem ſtarken und 
weiſen König gegenüber wird ſich das vielköpfige Ungeheuer, 
Demokratie genannt, ſehr bald als ſchwach auf den Füßen 
zeigen. Das weiß die Demokratie ſehr gut, und darum iſt ihr 
die Poſition dem Könige gegenüber ſehr unbequem. Ihr 
Streben iſt erſt event. dahin gerichtet, den König zu ſtürzen; 
ihr wünſchenswertheſtes Ziel iſt, den König an ihrer Spitze 
zu wiſſen. Denn ein König von Preußen als Führer der 
Demokratie, das wäre allerdings eine Macht! ö 
Wenn es nun, wie nach den bisherigen Vorgängen kaum 
anders zu vermuthen ſteht, nicht die Abſicht der Krone iſt, ſich 
zur Führung der Demokratie herzugeben, ſondern fortzufahren 
ſie zu bekämpfen, ſo erſcheinen uns bei Innehaltung obiger 
ſpecialiſirter Rathſchläge die Chancen der Krone 
noch gar nicht jo nngünſtig. Stürmiſch genug wird es 
zwar noch eine ganze Weile hergehen, und die Deutſchen wie 
die Europäiſchen Verhältniſſe, von denen wir unten zu ſprechen 
haben werden, bieten der Demokratie anſcheinend lauter güän⸗ 
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jtige Poſitionen. Aber wenn die Krone ſich aller der religid- 
ſen und ſittlichen, geiſtigen und materiellen Mittel bedienen 
will, die ihr noch zu Gebote ſtehen, wenn ſie ohne Furcht, 
ohne Provocation, ohne Coquettiren, aber mit Weisheit und 
Stärke angethan, die Fahne des Königthums hoch hält; ſo 
wird ſie aus dem bevorſtehenden Kampf, ſo viel auch ſchon 
verloren iſt, bei alle dem und trotz alle dem als Siegerin 
hervorgehen. Aber nur dann! 

Die Chancen der Krone, wenn ſie ſich jetzt der Demo— 
kratie fügte, ja deren Führerſchaft übernähme, ſind ſcheinbar 
außerordentlich günſtig, würden aber deren ſchließlichen Sturz 
ohne Zweifel herbeiführen. Ein König als Demokratenführer 
iſt keineswegs ein innerer Widerſpruch. Die „Tyrannen“ der 
Griechen waren nichts als Demokratenführer, wogegen die 
ariſtokratiſchen Spartaner die Beſchützer der Freiheit waren. 
Alle Demagogen ſind angehende Tyrannen, und alle kluge 
Tyrannen ſind Demagogen. Die Demokratie iſt viel zu viel— 
köpfig und daher kopflos, viel zu ſtürmiſch und daher planlos, 
als daß ſie ihre Principien anders zu realiſiren hoffen dürfte, 
als dadurch, daß ein König ſie mit ſeiner Autorität unterſtützt. 

Gerade bei der eigenthümlichen Lage Preußens aber wäre 
ein demokratiſcher König von Preußen für die geſammteuro— 
päiſche Demokratie eine Acquiſition, wie ſie nicht beſſer ſein 
könnte. Victor Emanuel könnte dann „gekündigt“ werden. 
Er wäre fortan überflüſſig. Denn es unterliegt keinem Zweifel, 
daß die Einſetzung eines demokratiſchen Miniſteriums in Preu- 
ßen die Fortſetzung der conſervativen Beſtrebungen in den 
übrigen deutſchen Staaten ſofort unmöglich machen müßte. 
Hannover, Mecklenburg, Kurheſſen, Sachſen und die kleinen 
Staaten, auch Süddeutſchland würden in die Strömung hinein- 
gezogen werden. Dafür ſorgte das Centralorgan der wohl— 
disciplinirten Demokratie, der National-Verein. Die Strö- 
mung würde eine ſolche rapide Stärke annehmen, daß ihr gar 
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fein Maß und Ziel mehr geſetzt werden könnte. Der Krone 
Preußen aber würde die vorläufige Führerſchaft aufgedrängt 
werden, und die Preußiſche Armee die Aufgabe haben, etwaige 
renitente Beſtrebungen mit Gewalt niederzuwerfen. Mag man 
nun über die „deutſche Einheit“ denken wie man will, das 
wird Jeder, auch der enragirteſte Centraliſt zugeben, daß es 
in jedem, auch dem kleinſten, von Berlin ſo oft verſpotteten 
Duodezſtaate eine Loyalitätspartei giebt, welche nicht in dem 
neuen Centralſtaate untergehen will, und wenn auch wirklich 
vorläufig niedergeworfen, immer und immer reagiren würde. 
Die Anhänglichkeit an angeſtammte Fürſten, das Feſthalten 
an liebgewordener Eigenart, mit einem Wort die Pietät, bis— 
her als das feſteſte Band zwiſchen Fürſt und Volk be— 
trachtet, würde zerriſſen werden müſſen, und die Preu— 
ßiſche Armee würde die Executive dieſer neuen Staats- 
weisheit ſein! Vielleicht würde von Frankfurt her ſo etwas 
wie eine Kaiſerkrone herüberleuchten, welche aber der 
Aehnlichkeit mit einer vergoldeten Jacobinermütze nicht ganz 
entbehren würde. Und wie im Jahre 1858 die liberale Strö— 
mung in Europa mit der neuen Aera in Preußen begann — 
ſelbſt Napoleon befand ſich vorher noch unter der Nachwir— 
kung Orſini'ſcher Bomben und eröffnete die Schleuſe in Ita= 
lien erſt, nachdem ihm Preußen im Norden Luft gemacht hatte 
— fo würde die demokratiſch- revolutionäre Bewegung auch 
Deutſchlands Grenzen ſehr bald überſchreiten, ja bis „hinten 
weit in der Türkei“ wirkſam werden. Würde Preußen die 
Bewegung dauernd leiten und beherrſchen können? Dieſe Frage 
ſcheint uns denn doch mindeſtens disputabel. Geſetzt nun, der 
auf ſolche revolutionair-militairiſche Art zu gründende deutſche 
Centralſtaat hätte einige Chancen, was uns im Hinblick auf 
die Erfahrungen der Geſchichte ſehr unwahrſcheinlich erſcheint; 
ſo würde in keinem Falle das Ausland gleichgültig drein 
ſchauen. Freiwillig würde Oeſtreich ſich nicht aus Dentſch— 
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land exmittiren laſſen; und Alles, was in Deutſchland irgend 
an der Erhaltung des beſtehenden Rechts intereſſirt wäre, 
würde ſich an Oeſtreich anhängen. Preußen, recht eigentlich 
im Brennpunkte Europa's gelegen, und mit der Revolutioni⸗ 
rung Deutſchlands vollauf beſchäftigt, würde mit Oeſtreich, 
wahrſcheinlich auch mit Rußland, jedenfalls aber, das unter- 
liegt keinem Zweifel, auch mit Frankreich Krieg führen müſſen. 
Denn der Kaiſer Napoleon müßte der einfältigſte Menſch von 
der Welt ſein, was er bekanntlich nicht iſt, ja er müßte das 
Jutereſſe Frankreichs anf das vollſtändigſte vernachläſſigen, 
was er nicht kann, wenn er die günſtigſte aller Gelegenheiten, 
die Scharte von Waterloo auszuwetzen und mindeſtens das 
linke Rheinufer wieder zu acquiriren, ungenutzt vorübergehen 
lajjen ſollte! Nun hat es zwar bekanntlich ſchon einmal eine 
Zeit gegeben, in der Preußen zugleich mit Frankreich, Rußland 
und Oeſtreich Krieg führte, und dieſe Zeit gehört nicht zu 
den unrühmlichſten der Preußiſchen Geſchichte. Daß aber jeder 
ſiebenjährige Krieg auch mit einem Hubertsburger Frieden 
ſchließen müſſe, dieſe Behauptung dürfte auch der kühnſte Con— 
jecturalpolitiker zu kühn finden! Der Europäiſche Krieg, von 
Preußen inducirt, könnte auch mit dem Untergange Preußens 
und der Verwüſtung und Zerreißung Deutſchlands enden! 

Geſetzt nun, die Bewegung nähme nicht den ſo eben ge— 
ſchilderten gewaltſamen und umfaſſenden Charakter an, obwohl 
wir nicht einſehen können, wie ſolches zu vermeiden wäre; 
ſondern berührte zunächſt nur Preußens innere Umgeſtaltung: 
worin würde dieſe beſtehen? | 

Wir haben oben gejagt, die Demokratie bedürfe noth— 
wendig eines Königs als Führers zur Realiſirung ihrer Prin— 
cipien. Welches ſind dieſe? Nun das Gegentheil deſſen, was 
wir oben als diejenigen Poſitionen bezeichnet haben, auf welche 
ſich die Krone im Kampfe mit der Demokratie ſtützen müßte. 
Die Demokratie ertheilt als ein zweiter Polyphem den Kö— 
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nigen die Rolle des Odyſſeus. zu, zuletzt verſpeiſt zu werden; 
ſie verlangt von der Krone die Abſorbirung durch ſich ſelbſt, 
die Wegräumung der natürlichen Stützen der königlichen Macht 
durch dieſe, weil die Demokratie zur Beſeitigung dieſer Stützen 
ohne Mitwirkung der Krone zu ſchwach iſt! 

Der König iſt in einer Demokratie nicht Monarch aus 
eigenem, geſchichtlichem Erbrecht, ſondern der aus Zweckmäßig— 
keitsgründen vorläufig mit Erblichkeit ausgeſtaͤttete oberſte 
Executivbeamte des ſouverainen Volks. Er hat den Befehlen 
dieſes Volkes zu gehorchen. Sowie er aber Miene machen 
ſollte, den Befehlen Widerſtand entgegenzuſetzen, einen eigenen 
Willen haben zu wollen, ſo iſt er nach den Conſequenzen der 
Volksſouverainetät als ein Hochverräther zu behandeln, und 
auch, wie die Geſchichte zeigt, zuweilen behandelt worden. 

Die Volksſouverainetät, das iſt der eigentliche Inhalt des 
Stichworts „parlamentariſche Regierung“. In England, wo, 
wie oben gezeigt, die parlamentariſche Regierung mit ihren 
beſtimmten Attributen herrſcht, beſteht dieſelbe auf einer durch— 
weg ariſtokratiſchen Baſis. Das Oberhaus nicht bloß, auch das 
Unterhaus und die ganze Communalverfaſſung beruht auf einer 
ſolchen. Daher dieſes Maßhalten in Ausübung der parlamen- 
tariſchen Regierung, dieſe Ruhe und Beſtändigkeit. In Preußen 
ſoll die parlamentariſche Regierung eingeführt werden auf rein 
demokratiſcher Grundlage. Sie müßte daher einen ganz an— 
deren Charakter annehmen als in England. Sie würde einem 
ſtürmiſchen Wirbelwinde gleichen, der in ſeinem immer heftiger 
werdenden Strudel Alles zertrümmerte. Die Demokratie for— 
dert auch als erſte Poſition das Wegfallen oder doch Umge— 
ſtalten des Herrenhauſes, deſſen ariſtokratiſcher Charakter ihr 
natürlich anſtößig iſt. Statt deſſen würde wahrſcheinlich eine 
Geldkammer kommen, aber auch dieſe nur ſo lange geduldet 
werden, als ſie nicht etwa Widerſtand leiſten ſollte gegen den 
eigentlichen Träger der Souverainetät, das Abgeordnetenhaus. 


38 


Ebenmäßig verlangt die Demokratie, und von ihrem Stand⸗ 
punkte aus mit Recht, das Wegfallen aller ariſtokratiſchen In 
ſtitutionen in der übrigen Landesverfaſſung. Alſo die Beſei— 
tigung aller ſtändiſchen Rechte. Weg mit den Rittergütern! 
weg mit den Kreistagen! weg mit den Provinzial-Landtagen! 
und Erſetzung derſelben durch repräſentative Körper auf der 
Baſis der reinen Urwahlen, vielleicht, ja wahrſcheinlich auch 
unter Beſeitigung des Dreiklaſſenſyſtems, welches nebſt der 
öffentlichen Abſtimmung natürlich auch für die Wahl — Ab⸗ 
geordnetenhauſe in Wegfall zu kommen hat. 

Mit dem Charakter des neuen Preußens iſt natürlich 
unverträglich Alles, was ſo an Orthodoxie oder Pietismus 
erinnert. Die Beſchützung der chriſtlichen Kirche in ihrer 
actuellen Geſtalt, bisher als eine der oberſten Pflichten der 
Könige betrachtet, iſt fortan irrelevant, da die Religion aus 
der Politik zu verſchwinden hat und Gewiſſensſache der Ein— 
zelnen wird. Da aber die Kirche einmal eine Macht iſt, 
welche ſich nicht ignoriren läßt, ſo muß nothwendig der neue 
atheiſtiſche Staat in eine conſequente Feindſchaft zu ihr treten, 
insbeſondere zur katholiſchen Kirche in ihrer feſten, Jahrhun— 
derte alten Organiſation. Auch die bisherige Stellung der 
Könige von Preußen als vorzugsweiſe berufene Beſchützer der 
evangeliſchen Kirche, welche in ihrem zerfahrenen Zuſtande des 
Schutzes ſo ſehr bedurfte, wird fortan wohl als verfaſſungs— 
widrig anzuſehen ſein. 

Abſolut unvereinbar mit dem demokratiſchen Preußen wird 
ferner ſein jener militairiſche Charakter dieſer Monarchie. Die 
Armee, als eine wohldisciplinirte, durch Zucht und Gehorſam 
regierte, von dem lebhafteſten corporativen Standesſinn der 
Kameradſchaft beſeelte Inſtitution, welche nur ihrem oberſten 
Kriegsherrn gehorcht, dieſe Armee hat als ſolche aufzuhören. 
Sie wäre eine zu ſchneidende Ironie auf den neuen von ab: 
ſoluter Freiheit der Einzelindividuen belebten Civilſtaat. Die 
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Hohenzollern haben alſo die Uniform mit dem „Regenſchirm“ 
zu vertauſchen! Die Militairangelegenheiten reſſortiren allein 
von dem dem Abgeordnetenhauſe verantwortlichen Kriegs— 
Miniſter. 

Keineswegs unvereinbar mit dem neuen Zuſtande würde 
dagegen die Civilarmee, die Büreaukratie, ſein; ja dieſe würde 
die einzige Potenz ſein, welche von der neuen „Freiheit“ etwas 
profitiren würde. Allein die Gemeindeordnung nach dem Muſter 
der vom 11. März 1850 würde eine Unmaſſe neuer Schreiber 
erfordern, die Regiſtraturen würden alſo vergrößert, folglich 
alſo auch das Volk glücklicher werden! — 

Die Demokratie, dieſe Partei mit ihrer Lehre von der 
abſoluten Gleichheit aller Einzelindividualitäten, deren jede das 
Subject einer Reihe von angeborenen, abſtracten, unveräußer— 
lichen Rechten ift, hat ihren Hau ptverbündeten in dem Hoch— 
muth des menſchlichen Herzens. Man hört lieber, daß man 
Rechte, als daß man Pflichten habe, daß man klug und auf— 
geklärt, als beſchränkt, daß man gut und vollkommen, als ſünd— 
haft und unvollkommen ſei, daß man zu befehlen, als daß man 
zu gehorchen habe. „Wir wollen nicht, daß dieſer über uns 
herrſche.“ Deshalb haben reine Demokratien noch niemals 
einen ruhigen, ſoliden, wohlgeordneten Staatsorganismus dar— 
geſtellt, ſich vielmehr ſtets in wüthenden Parteikämpfen abge— 
hetzt und ſind ſchließlich dem Deſpotismus zum Opfer gefallen. 
Denn auch dieſer iſt das Zerrbild einer auf der abſtracten 
Gleichheit baſirten Verfaſſung. Wenn ein König ſich zum 
Führer der Demokratie hergiebt, ſo wird er daher bald der 
willenloſe Knecht roher anarchiſcher Maſſen ſein, oder er wird 
die Gelegenheit benutzen, ſich durch Gewalt und Corruption 
zum Deſpoten zu machen. Nie aber und in keinem Falle kann 
dieſe wüſte Maſſenherrſchaft zu einer vernünftigen Freiheit 
führen. 
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Dies auf Preußen angewendet, fo ift nicht wohl anzıu- 
nehmen, daß die Hohenzollern nach ihrer ganzen glorreichen 
Geſchichte die Machtfülle ihrer glanzvollen Krone zu opfern 
geneigt ſein werden, um ſich zu Executivbeamten einer anar— 
chiſchen Kreisrichter-Geſellſchaft herzugeben. Gewiß iſt aber, 
daß dies angeſtrebt wird, und daß durch die von uns darge— 
ſtellten Fehler der bisherigen Miniſterien die Krone ernſtlich 
in Gefahr gebracht worden iſt, in eine Gefahr, aus der ſie 
ſich eben nur retten kann durch Weisheit und Stärke. Jedes 
Conceſſioniren aber würde nur Schwäche ſein, als ſolche von 
den erbitterten Feinden benutzt werden und den ſichern Unter— 
gang herbeiführen. Gott erhalte das Königreich Preußen! 
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